
 

 

1 von 5 

 

 

 

 

 

BMJ - Kompetenzstelle GDSR (Geschäftsstelle des 

Datenschutzrates) 

dsr@bmj.gv.at 

+43 1 52152 2918 

Museumstraße 7, 1070 Wien 

E-Mail-Antworten sind bitte  

unter Anführung der Geschäftszahl an  

dsr@bmj.gv.at zu richten. 

An das 

Bundesministerium für Wirtschaft, Energie 

und Tourismus 

Stubenring 1 

1010 Wien 

 

Mit E-Mail: 

gewerbe@bmwet.gv.at 

 

Geschäftszahl: 2026-0.130.577 GZ des Begutachtungsentwurfes: 

2025-0.951.374 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Gewerbeordnung 1994 

geändert wird; 

Stellungnahme des Datenschutzrates 

Der Datenschutzrat hat in seiner 284. Sitzung am 12. Februar 2026 einstimmig beschlossen, 

zu der im Betreff genannten Thematik folgende Stellungnahme abzugeben: 

I.  Materialien zum Entwurf 

1 Laut den Erläuterungen zum Entwurf soll mit der vorgeschlagenen Novelle zur GewO 1994 

im Wesentlichen das Regierungsprogramm 2025 bis 2029 im Bereich der Entbüro-

kratisierung umgesetzt werden. Die Novelle würde weiters diverse Maßnahmen ent-

halten, die in der jüngeren Erfahrung der Praxis als zweckmäßig erschienen sind. 

2 Folgende Ziele würden laut den Erläuterungen im Entwurf formuliert: 

Ziel 1: Vermeidung des Entstehens von Genehmigungspflichten aus Gründen unterge-

ordneter Relevanz 

Ziel 2: Ausbau des One-Stop-Shop im gewerberechtlichen Betriebsanlagenrecht  

Ziel 3: Erweiterung der Grace Period und Verbesserung der Nachnutzung gewerblich 

genutzter Objekte  
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Ziel 4: Internationalisierung der Gewerbeverfahren  

Ziel 5: Schaffung der Möglichkeit, aufgegebene oder nie verwendete Gewerbestandorte 

rasch rechtlich bereinigen zu können  

Ziel 6: Modernisierung der Nachweise der Erfüllung von Dokumentationspflichten  

Ziel 7: Erleichterungen von Maßnahmen im Zusammenhang mit der Energie- und 

Mobilitätswende 

3 Zur Verfahrenskonzentration von Baugenehmigungen und Genehmigungen nach den 

Naturschutzgesetzen im gewerberechtlichen Betriebsanlagengenehmigungsverfahren 

(Ziel 2): 

Die Bundesregierung habe sich laut den Erläuterungen im Regierungsprogramm 2025-

2029 unter dem Punkt Entbürokratisierung zum schrittweisen Aufbau eines One-Stop-

Shop unter der Berücksichtigung und Einbindung bestehender Lösungen und One-Stop-

Payments für Unternehmen kombiniert mit dem Once Only-Prinzip – also der möglichst 

nur einmaligen Einmeldung von Daten bei öffentlichen Stellen, entschlossen. Im 

gewerblichen Betriebsanlagenrecht bestehe zwar eine weitgehende Verfahrens-

konzentration betreffend die betriebsanlagenbezogenen Verwaltungsvorschriften des 

Bundes. Ähnliche Verwaltungsvorschriften der Bundesländer, gemäß denen weitere 

Genehmigungen für Betriebsanlagenvorhaben erforderlich sind, seien derzeit allerdings 

noch nicht verfahrenskonzentriert. Dies würde im Wesentlichen die Baugenehmigungen 

und die Genehmigungen nach den Naturschutzgesetzen der Bundesländer betreffen, 

welche nunmehr ebenfalls im gewerberechtlichen Betriebsanlagengenehmigungs-

verfahren verfahrenskonzentriert werden sollen. 

4 Zur Erfüllung von Dokumentationspflichten durch Übermittlung an die Behörde (Ziel 6):  

Inhaber gewerblicher Betriebsanlagen seien laut den Erläuterungen in mehreren Fällen 

verpflichtet, Unterlagen zur erstellen und an Ort und Stelle zur jederzeitigen Einsicht-

nahme durch die Behörde bereit zu halten. Diese können Verpflichtungen auf unmittel-

barer gewerberechtlicher Grundlage sein (zB Selbstüberprüfungsbefunde gemäß § 82b 

oder Befunde für genehmigungsfrei gestellte Betriebsanlagen oder Betriebsanlagenteile) 

oder auch Dokumentationen, die auf Grundlage einer die Betriebsanlage betreffenden 

Verordnung oder Genehmigung vorgeschrieben sind (zB Elektro-Befunde, Gas-Befunde, 

Sicherheitsdokumentationen, Unterweisungsprotokolle etc.). Es soll daher die Möglichkeit 

für Betriebe und Behörden geschaffen werden, dieser Bereithaltungspflicht an Ort und 

Stelle auch alternativ dadurch entsprechen zu können, dass diese Unterlagen vom Inhaber 

der Behörde auf amtswegiges Ersuchen übermittelt werden. Dies würde es den Betrieben 

und den Behörden ermöglichen, konsensual eine alternative Methode zur Wahrung und 

Überprüfung von Dokumentationspflichten festzulegen, anstelle den Inhaber in jedem Fall 
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dazu zu zwingen, Papierunterlagen ständig und nicht selten auch verteilt auf mehrere 

Betriebsanlagen bereithalten zu müssen, und die Behörden dazu zu zwingen, das Vor-

handensein dieser Unterlagen ständig durch Überprüfungen an Ort und Stelle zu 

evaluieren.  

5 Weitere Inhalte: 

Das Vorhaben soll auch dazu genutzt werden, diverse legistische Anpassungen an die 

Rechtsentwicklung sowie den technischen Fortschritt vorzunehmen. Dies würde die 

legistische Bereinigung des § 54 Abs. 3 GewO 1994, welchem mit der Novelle des 

Konsumentenschutzgesetzes zur Umsetzung der EU-Verbraucherschutzrichtlinie, BGBl. I 

Nr. 33/2014, derogiert worden ist, und die Klarstellung in § 114 GewO 1994, dass die 

Personenidentifikation mittels E-ID gemäß dem E-Government-Gesetz als ausdrücklich 

zulässige Altersfeststellung von Jugendlichen bei der Abgabe von Alkohol verwendet 

werden kann, betreffen. 

II.  Inhaltliche Bemerkungen 

Zu Z 10 (§ 82c): 

6 Inhaber gewerblicher Betriebsanlagen sehen sich laut den Erläuterungen häufig mit Über-

prüfungs- und Dokumentationspflichten konfrontiert, welche den Zweck haben, einen 

sicheren und der Wahrung der vom gewerberechtlichen Betriebsanlagenrecht gewähr-

leisteten Schutzinteressen entsprechenden Betrieb sicherzustellen. 

7 Sofern der Inhaber einer gewerblichen Betriebsanlage auf Grundlage der GewO 1994 oder 

auf Grundlage gemäß diesem Bundesgesetz erlassener Verordnungen oder auf Grundlage 

gemäß diesem Bundesgesetz erlassener Bescheide verpflichtet ist, betreffend die 

Errichtung oder den Betrieb einer gewerblichen Betriebsanlage Unterlagen (beispielsweise 

Überprüfungsbefunde oder andere Dokumentationen) zu erstellen und an Ort und Stelle 

zur jederzeitigen Einsichtnahme durch die Behörde bereit zu halten, müssen gemäß § 82c 

diese Unterlagen nicht an Ort und Stelle bereitgehalten werden, wenn die Behörde auf 

amtswegiges Ersuchen diese Unterlagen vom Inhaber schriftlich übermittelt erhalten hat. 

8 Es sollte näher erläutert werden, ob aufgrund des § 82c personen- bzw. unternehmens-

bezogene Daten an die Behörde übermittelt werden, die bislang nur zur Einsichtnahme 

bereitzuhalten waren, und welche Rechtsfolgen § 82c im Hinblick auf die datenschutz-

rechtliche Rollenverteilung für die betreffenden Unterlagen hat (Übergang der 

datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit für die übermittelten Unterlagen auf die 

Behörde). 
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Zu Z 12 (§ 114 zweiter Satz): 

9 § 114 zweiter Satz regelt, dass die Gewerbetreibenden und die im Betrieb beschäftigten 

Personen zur Feststellung des Alters der Jugendlichen entweder die Vorlage eines 

amtlichen Lichtbildausweises oder einer speziellen Jugendkarte, die nach den jeweiligen 

landesrechtlichen Jugendschutzbestimmungen zum Nachweis des Alters geeignet ist, 

verlangen, oder eine Authentifizierung mittels E-ID (§ 2 Z 10 E-Government-Gesetz – E-

GovG) einrichten müssen. 

10 Die Erläuterungen führen zu dieser Bestimmung aus, dass damit ausdrücklich klargestellt 

werden soll, dass auch die Ausweisleistung mittels E-ID eine zulässige Methode ist, um das 

Alter der Jugendlichen festzustellen. Grundsätzlich ergäbe sich dies schon rechtlich aus 

dem E-Government-Gesetz, weil auch die Verwendung der E-ID wie eine Ausweisleistung 

mit amtlichem Lichtbildausweis zu behandeln ist. Da aber, anders als bei der Kontrolle 

eines Papierausweises, bei einer gesetzlich anerkannten elektronischen Ausweisleistung 

auch keine Person zugegen sein muss, die den Ausweis augenscheinlich überprüft (wie das 

in der Vergangenheit mangels technischer Entwicklungen noch der Fall war), besteht in 

der Praxis angesichts der jahrzehntelangen Gewöhnung noch Unsicherheit, ob die im E-

Government-Gesetz geregelte Personenvalidierung mittels E-ID auch für Automatenshops 

tatsächlich anwendbar ist. 

11 Fraglich ist vor diesem Hintergrund, ob bei der Authentifizierung mittels E-ID personen-

bezogene Daten der überprüften Person erhoben bzw. (wenn auch nur für einen kurzen 

Zeitraum bis zur Überprüfung) auch gespeichert werden, zumal bislang bei einer bloßen 

Sichtkontrolle des amtlichen Lichtbildausweises zur Alterskontrolle wohl keine 

Speicherung vorgenommen wurde.  

12 Ebenso stellt sich die Frage, wie die Authentifizierung bei Automatenshops vorgenommen 

wird, insbesondere, wer diesfalls der Verantwortliche (Art. 4 Z 7 DSGVO) ist (zB der Auto-

matenaufsteller oder der Gewerbetreibende) und ob die Authentifizierung für jeden 

Automaten gesondert vorgenommen wird. 

13 Der Vorgang der Authentifizierung mittels E-ID sollte daher zumindest näher erläutert 

werden. In den Erläuterungen sollte festgehalten werden, dass eine Verarbeitung von 

Datenkategorien über das Alter hinaus nicht vorgesehen ist. 

14 Hinsichtlich der Authentifizierung mittels E-ID wird im Detail an die für Legistik und 

Stammzahlenregisterbehörde, E-Government-Strategie sowie EU und Internationales 

zuständige Abteilung VII/2 des Bundeskanzleramtes verwiesen. 



 

 

5 von 5 

Zu den Z 13 bis 17 und 21 (§ 333b Abs. 3, § 353 Z 3, § 356b Abs. 1 und 3, § 359b Abs. 4a, 

§ 382 Abs. 123): 

15 Laut den Erläuterungen soll der im gewerblichen Betriebsanlagenrecht bestehende One-

Stop-Shop ausgebaut werden, keinesfalls aber soll eine Änderung des bisher bewährten 

Systems erfolgen. Baugenehmigungen und Genehmigungen nach den Naturschutz-

gesetzen der Bundesländer sollen nunmehr ebenfalls im gewerberechtlichen Betriebs-

anlagengenehmigungsverfahren verfahrenskonzentriert werden.  

16 Es stellt sich die Frage, ob damit Datenverarbeitungen bei der Gewerbebehörde vorge-

nommen werden, die bislang bei anderen Behörden durchgeführt wurden, bzw. ob auch 

in laufenden Verfahren diesbezügliche Daten (zB Akten) an die Gewerbebehörde über-

mittelt werden müssen. Dies sollte ausführlicher erläutert werden. 

III.  Zu den Materialien 

Zur Wirkungsorientierten Folgenabschätzung: 

17 Im Vorblatt zur WFA wird zur Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Art. 35 DSGVO 

nichts Inhaltliches ausgeführt. 

18 Es wäre zumindest darzulegen, ob für Datenverarbeitungen im Rahmen des Entwurfs eine 

Datenschutz-Folgenschätzung gemäß Art. 35 DSGVO erforderlich ist oder nicht. 

Für den Datenschutzrat: 

Der Vorsitzende 

SCHILCHEGGER 

13. Februar 2026 

Elektronisch gefertigt 
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